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Zusammenfassung 

Der Ausschuss für Kultur und Medien des Landtags NRW hat in seiner Sitzung vom 

14.05.2020 beschlossen, eine schriftliche Anhörung von Sachverständigen durchzufüh-

ren zum Staatsvertrag zur Modernisierung der Medienordnung in Deutschland (Mo-

dernisierungsstaatsvertrag mit Medienstaatsvertrag und Jugendmedienschutzstaats-

vertrag) - Antrag auf Zustimmung gemäß Artikel 66 Satz 2 der Landesverfassung 

Drucksache 17/9052. 

 

Bitkom wurde aus dem Kreis der Fraktionen als Sachverständige benannt. Im Namen 

des Vorsitzenden des federführenden Ausschusses für Kultur und Medien, Herrn Oliver 

Keymis MdL, sowie des Vorsitzenden des mitberatenden Hauptausschusses, Herrn Dr. 

Marcus Optendrenk MdL, ist Bitkom um eine schriftliche Stellungnahme zum o. g. Bera-

tungsgegenstand gebeten worden. 

 

Bitkom bedankt sich für die Benennung als Sachverständige und die Gelegenheit, Stel-

lung zu nehmen. 

 

 

 
Fragenkatalog  

 

1. Wie bewerten Sie die Bedeutung des neuen Medienstaatsvertrags?  

 

Aus Sicht des Bitkom muss ein moderner Rechtsrahmen gleiche Wettbewerbsbedin-

gungen und Entwicklungsspielraum für innovative Angebote in einem international 

geprägten Wettbewerb sicherstellen. Die Medien- und Kommunikationsordnung ist 

bislang entlang klar abgegrenzter Mediengattungen strukturiert. Sie steht damit je-

doch zunehmend in Widerspruch zu aktuellen Technologie- und Markttrends in der 

Medienkonvergenz, bildet sich wandelnde Kräfteverhältnisse in den betreffenden Sek-

toren nicht mehr hinreichend ab und behandelt nicht alle für die Sicherung der Mei-

nungsvielfalt relevanten Aspekte.   
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Aufgabe der Medienregulierung ist der Schutz der Meinungs-, Medien- und Informations-

freiheiten, der Menschenwürde, Jugend und des Verbrauchers sowie der Meinungsvielfalt. 

Eine abgestufte Regulierung muss daher an den Stellen ansetzen, wo Probleme bei der 

Einhaltung dieser Grundprinzipien eintreten. Insgesamt muss sie in ihrer Reichweite und 

Tiefe verringert werden. Im Medienstaatsvertrag hingegen ist überwiegend nicht darge-

legt, welchen potenziellen oder konkreten Gefahren für die Vielfaltssicherung oder ande-

ren eminent wichtigen Regulierungszielen der Medienordnung hiermit und in der vorlie-

genden Form begegnet werden soll.  

 

Generell gilt, dass funktionsäquivalente Dienste in vergleichbarer Weise reguliert werden 

sollten, aber eine Ausdehnung der Regulierung auf neue Anbieter, wie die OTTs, statt der 

Ausschöpfung von Deregulierungspotenzialen – insbesondere für die bereits regulierten 

Plattformen – bleibt aus Sicht des Bitkom der falsche Weg. Zudem läuft der bisher vorge-

schlagene Regulierungsansatz Gefahr, dass Regulierungslücken entstehen und das Ziel 

eines Level-playing-fields damit verfehlt wird.  

 

Die Digitalisierung führt zu einem enormen Anstieg der Angebotsvielfalt und zu einem 

Souveränitätsgewinn für den einzelnen Zuschauer. Das Plattformregime sollte daher de-

reguliert und auf Situationen beschränkt werden, in denen Gefährdungen der Angebots- 

und Anbietervielfalt überhaupt (noch) bestehen. Dies kann nach unserer Einschätzung nur 

dann vorliegen, wenn eine marktbeherrschende Stellung vorliegt, die gerade auch auf 

Seiten der Inhalteanbieter relevant ist. Grundsätzlich fehlt es an einem wechselseitigen 

Diskriminierungsverbot, um einen fairen Wettbewerb über alle Wertschöpfungsstufen 

hinweg sicherzustellen. 

 

 

2. Kann dieser Medienstaatsvertrag eine Vorlage für zukünftige europäische Regelungen 

sein?  

 

In Teilbereichen liefert der Medienstaatsvertrag sicherlich Ansätze und Themenfelder, 

wie z.B. Transparenz, die für die Diskussion auf europäischer Ebene wertvoll sein kön-

nen. Es sollte dann aber weniger so sein, dass der Staatsvertrag direkt als Vorlage dient, 

sondern vielmehr sollten auf europäischer Ebene verstärkt kohärente Regelungen für 

den Bereich der audiovisuellen Medien getroffen werden. 

 

 

3. Wird es aus Ihrer Sicht den Aufsichtsbehörden gelingen, das neue Gesetz auch tatsäch-

lich anzuwenden und die Regelungen durchzusetzen?  
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Die Umsetzung wird dadurch erschwert, dass keine klare Abgrenzung der Rechtsbegriffe 

Benutzeroberflächen/Medienplattformen/Medienintermediäre geschaffen wurde. Eine 

unmissverständliche Einordnung und Abgrenzung der Dienste ist auf dieser Grundlage 

nicht möglich, was zu erheblichen Rechtsunsicherheiten auf Seiten der Anbieter führen 

würde. Hinzu kommt, dass eine Reihe zentraler, einer Interpretation bedürftiger Begriffe 

wie „Gesamtangebot“ oder „infrastrukturgebunden“ nicht legal definiert werden.  

 

Die generelle Anwendbarkeit und Durchsetzbarkeit des Staatsvertrages auf Anbieter 

mit Sitz in anderen EU-Mitgliedstaaten ist – mit Blick auf die Bemerkungen der EU-

Kommission – aktuell nicht abschätzbar. Die Entscheidung darüber würde letztlich den 

Gerichten obliegen. Diese von Rechtsunsicherheiten geprägte Situation stellt viele An-

bieter vor Herausforderungen. 

 

Grundsätzlich stellt sich außerdem die Frage, inwieweit eine Durchsetzung der Rege-

lungen zu einem tatsächlichen Erreichen der vom Staatsvertrag aufgestellten Ziele (Si-

cherung der Meinungs- und Medienvielfalt) führen würde. Dies ist aus unserer Sicht 

zumindest fraglich. 

 

Den grundsätzlichen sowie konkreten inhaltlichen Kritikpunkten, die Bitkom im bisheri-

gen Verlauf hervorgebracht hat und auch in dieser Stellungnahme hervorbringt, sollte 

im weiteren Verfahren, insbesondere in der Anwendung der Regelungen, dringend 

Rechnung getragen werden. Der Landtag sollte deshalb darauf hinwirken, dass er über 

die verschiedenen Schritte der Umsetzung informiert und in den Prozess eingebunden 

wird. 

 

 

4. Wie schätzen Sie die Maßgaben zur Barrierefreiheit ein und wo sehen Sie hier weiteren 

Handlungsbedarf?  

 

Hierzu liegt seitens Bitkom noch keine inhaltliche Bewertung vor. Insbesondere das 

Zusammenspiel der Maßgaben mit dem European Accessibility Act und dem European 

Electronic Communications Code ist noch zu klären, vor allem aus Sicht von Teleme-

dienanbietern wie Medienplattformen, Benutzeroberflächen, Medienintermediären. Es 

fallen unterschiedliche Branchen zum Teil in dieselbe Regulierung, die aufgrund ihrer 

eigenen Anforderungen aber aus Sicht des Bitkom differenziert behandelt werden soll-

ten. Daher ist eine sektorspezifische Regulierung einer allgemeinen Richtlinie vorzuzie-

hen. Die AVMD-Richtlinie hat sich für die audiovisuellen Medien aus Sicht des Bitkom 

bewährt. Seit dem Bestehen haben die Anbieter ihre barrierefreien Angebote stetig 

ausgebaut. 
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5. An welchen Stellen muss der Medienstaatsvertrag aus Ihrer Sicht in den nächsten Jah-

ren noch erweitert/weiterentwickelt werden?   

 

Eine Weiterentwicklung ist dringend bei § 80 - Signalintegrität geboten. Dem Nutzer 

muss die Möglichkeit gegeben werden, sich durch eine grundsätzliche Einwilligung (z. B. 

über die Grundeinstellung des Geräts) alle von ihm gewünschten Zusatzdienste und -

inhalte, insbesondere Empfehlungen und Programmhinweise, auf seinem Endgerät an-

zeigen zu lassen. Natürlich muss diese Einwilligung jederzeit widerrufbar sein. Die Vor-

gaben im Medienstaatsvertrag hingegen, die die Darstellung von Zusatzdiensten und -

inhalten von einer Einwilligung des Nutzers in jedem Einzelfall abhängig machen, laufen 

sowohl dem Grundsatz der Nutzerautonomie als auch der Marktrealität etablierter 

Dienste und anbieterübergreifender Programmempfehlungen zuwider. Deshalb sollte 

die Einwilligung im Einzelfall auf eine generelle Einwilligung ausgeweitet werden. 

 

Der Bereich des must-carry bietet weiteres – bisher ungenutztes – Potenzial zu einer De-

regulierung. Must-carry Vorgaben sind in heutigen Zeiten nicht mehr zu rechtfertigen; 

eine Knappheitssituation, wie sie dieses Prinzip ursprünglich rechtfertigte, besteht nicht 

mehr. 

 

Außerdem sollte ein besserer Ausgleich zwischen den Interessen von Vermittlern (Platt-

formen, Benutzeroberflächen etc.) und Inhalteanbietern angestrebt werden. Bei ent-

sprechenden Streitigkeiten braucht es verfahrensmäßig eine gestärkte Rolle für die Me-

dienaufsicht, in beide Richtungen aktiv zu werden.  

 

 

6. Damit die Meinungsvielfalt gesichert bleibt, dürfen Medienintermediäre journalistisch-

redaktionelle Online-Angebote nicht diskriminieren – ein bestimmtes oder mehrere An-

gebote dürfen nicht systematisch benachteiligt oder bevorzugt werden (vgl. § 94 des 

Medienstaatsvertrages). Die „gerechtfertigten Gründe“ sollen durch „gemeinsame Sat-

zungen und Richtlinien“ von den Landesmedienanstalten konkretisiert werden.  

 

a) Inwieweit tauschen sich die Landesmedienanstalten über den Inhalt der gemeinsa-

men Satzungen und Richtlinien schon aus?  

b) Wie genau könnten Regelverstöße durch Medienintermediäre kontrolliert und ge-

ahndet werden?  

 

Bitkom sieht grundsätzlich keine von Medienintermediären, bzw. von Anbietern, die 

möglicherweise als Medienintermediär im Sinne des MStV zu qualifizieren sind, ausge-

hende höhere Gefährdungssituation der Meinungsvielfalt, als von Rundfunkanbietern 

auch. Dennoch darf es nicht zu unzulässigen Diskriminierungen kommen. Zwischen den 
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Medienintermediären ist in jedem Fall aber eine differenzierte Betrachtung und Einzel-

fallbewertung erforderlich, denn es bestehen erhebliche funktionale Unterschiede. Posi-

tiv ist aus Sicht des Bitkom die Einschränkung der Regelung auf Angebote, auf deren 

Wahrnehmbarkeit die Medienintermediäre potenziell besonders hohen Einfluss haben. 

Allerdings erscheint das Kriterium „potenziell besonders hoher Einfluss“ in der Praxis als 

schwierig handhabbar, da dieses kaum bestimmbar ist.  

 

Regelverstöße durch Medienintermediäre sollten zumindest von allen Medienanstalten 

einheitlich kontrolliert und geahndet werden. 

 

 

7. In der ergänzenden Protokollerklärung aller Länder zum Medienstaatsvertrag verpflich-

ten sich die Länder in Punkt 3 „Regionale Vielfalt“ über die Vereinbarung des Medien-

staatsvertrages hinaus Maßnahmen zur Sicherung der regionalen und lokalen Medien-

vielfalt zu prüfen. Weiter heißt es: „Neben tradierten Medienhäusern sollen in diesen 

Prozess auch weitere Akteure (u.a. Medienplattformen und -intermediäre) einbezogen 

werden.“ 

 

a) Wie könnte ein Förderungsmodell für journalistische Angebote mit dem Fokus auf 

regionale Berichterstattung aussehen?  

b) Welche Modelle/Programme aus anderen Bundesländern können hierbei als Vor-

bild dienen?  

c) Inwiefern bzw. nach welchen Kriterien sollen Medienplattformen und -

intermediäre in diesen Prozess miteingebunden werden?  

  

 Die Sicherung der regionalen Medienvielfalt ist ein wichtiges Ziel. In diesen Prozess 

sollten weitere Akteure und Anbieter, bzw. entsprechende Verbände, einbezogen wer-

den, was die Sammlung von Erfahrungswerten betrifft. Es besteht eine große Bereit-

schaft dazu, aufzuzeigen, welche freiwilligen Initiativen es bereits von Seiten der Platt-

formen in diesem Bereich gibt. 

 

 

8. Welche rechtlichen Gefahren und praktischen Probleme sehen Sie durch die im Medien-

staatsvertrag hinterlegte sehr weit gefasste Definition (§ 18 Abs. 3 letzter Satz Medien-

staatsvertrag) von kennzeichnungspflichtigen Social Bots, insbesondere dann, wenn 

durch Social Media-Dashboards oder Social Media-Managementwerkzeuge wie etwa 

Hootsuite, Kurzmeldungen oder Tweets zeitgesteuert veröffentlicht werden?  

 

Die Forderung einer Kennzeichnung von Social Bots ist eine rechtlich und praktisch sehr 

problematisch umzusetzende Forderung, da es bislang keine eindeutige Definition gibt, 
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wodurch sich ein sog. Social Bot auszeichnet und daher auch keine standardisierte, au-

tomatisierte Identifizierung eines solchen existiert. Umgangssprachlich werden unter 

dem Begriff Bot verschiedene Phänomene subsumiert -  von automatisierten und zeit-

lich terminierten Kontoaktivitäten bis hin zu Personen, die aus persönlichen oder Si-

cherheitsgründen lieber anonym bleiben oder bei Erstellung eines Kontos einen auto-

matisch generierten Benutzernamen zugeordnet bekommen und zum Beispiel aus 

Gründen der Privatsphäre kein Profilbild zu ihrem Profil hinzufügen.  

 

Die in der Gesetzesvorlage gewählte Definition von Social Bots macht zudem keine Un-

terscheidung zwischen schädlichen und nicht-schädlichen Anwendungsfällen von au-

tomatisierten Konten und würde somit auch nützliche automatisierte Tools zur Verwal-

tung von Accounts umfassen, wie sie zum Beispiel von Presseverlagen oder Anderen ge-

nutzt werden, um publizierte Artikel automatisiert auf Social Media Diensten zu veröf-

fentlichen. Die Regelung würde daher in der Praxis nicht den gewünschten Effekt erzie-

len, sondern in der Anwendung zu großer Rechtsunsicherheit und Verwirrung für Nut-

zerinnen und Nutzer führen. 

 

 

9. Inwieweit kann das im Medienstaatsvertrag hinterlegte Konzept der „privilegierten 

Auffindbarkeit“ verfassungsrechtliche Bedenken erzeugen? Wird dadurch die Chancen-

gleichheit für alle Inhalteanbieter ausgehebelt?  

 

Bitkom lehnt insbesondere das Konzept der privilegierten Auffindbarkeit bestimmter 

Angebote ab. Die privilegierte Auffindbarkeit einzelner Angebote bedeutet denknot-

wendig immer zugleich eine Benachteiligung anderer Angebote/Inhalte sowie insge-

samt eine unangemessene Bevormundung der Nutzer. Eine Anpassung des eigenen An-

gebots an die Wünsche der Kunden wird Anbietern dadurch erschwert. Die Gefahr, dass 

sich Nutzer immer mehr vom linearen Rundfunk abwenden, wird durch die neue Rege-

lung zur privilegierten Auffindbarkeit größer, nicht kleiner – mit allen negativen Konse-

quenzen für die öffentliche Meinungsbildung. Die Regulierung ist weder gerechtfertigt 

noch praktikabel. Auseinandersetzungen darüber, was privilegiert werden bzw. weniger 

wertvoll sein soll, sind unausweichlich. Zudem ist bereits heute absehbar, dass praktisch 

jede Rundfunkanstalt bzw. jeder TV-Veranstalter oder Anbieter fernsehähnlicher Tele-

medien für sich reklamieren wird, mit der Gesamtheit ihrer bzw. seiner Inhalte oder 

Dienste einen besonderen „Public-Value“-Beitrag zu leisten – würden all diese hervor-

gehoben, würde im Ergebnis nichts hervorgehoben. 

 

Anhand des Beispiels einer besonderen Privilegierung zugunsten von privaten Fernseh-

programmen mit Fensterprogrammen, die im Medienstaatsvertrag skizziert wird, zeigt 

sich zudem: Der verfolgte Ansatz stimmt selbst mit den Rahmenvorgaben der AVMD-RL 
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nicht überein: Nach § 59 (4) i.V.m. Ziff. 1 (1) der Fernsehfensterrichtlinie der Landesme-

dienanstalten ist hierfür im Wochendurchschnitt täglich ein Fensterprogramm mit einer 

Dauer von brutto 30 Minuten zu veranstalten; die Verpflichtung trifft derzeit als bun-

desweit verbreitete, reichweiten-stärkste private Fernsehvollprogramme die Program-

me RTL und Sat.1. Mit anderen Worten sind die in ca. 98% der täglichen Sendezeit ver-

breiteten Inhalte völlig unmaßgeblich dafür, ob den betreffenden Sendern eine beson-

dere Bedeutung für die öffentliche und individuelle Meinungsbildung, mithin eine Ein-

stufung als Public-Value-Angebot, zugemessen wird oder nicht. Damit findet in einem 

derart offensichtlichen Maße eine disproportionale „Umsetzung“ der in der AVMD-RL 

unter dort aufgestellten Voraussetzungen enthaltenen Ermächtigung (Art. 7a i.V.m. Er-

wägungsgrund 25) statt, dass der mitgliedstaatliche Einschätzungsspielraum bei der 

Umsetzung klar verletzt und die EU-rechtliche Vorgabe gröblich missachtet wird. Die 

AVMD-RL ermöglicht, unter engen Voraussetzungen, für bestimmte Inhalte eine ange-

messene Herausstellung vorzusehen, nicht für die Gesamtheit eines Dienstes. 

 

 

10. Die EU-Kommission hat beurteilt, dass der Medienstaatsvertrag prinzipiell mit dem 

EU-Recht vereinbar ist, aber in ihren Anmerkungen Bedenken geäußert. Insbesondere 

gibt es Konflikte mit der E-Commerce-Richtlinie der EU. Inwieweit sehen Sie diese Kon-

flikte ebenfalls im Medienstaatsvertrag?  

 

Da die im notifizierten Entwurf enthaltenen Regelungen für in anderen Mitgliedstaaten 

niedergelassene Anbieter von Diensten der Informationsgesellschaft gelten sollen, ist 

die Kommission der Auffassung, dass diese Regelungen eine Beschränkung der Freiheit 

der grenzüberschreitenden Erbringung von Diensten der Informationsgesellschaft dar-

stellen könnten, was einen Verstoß gegen Artikel 3 Absatz 2 der Richtlinie über den 

elektronischen Geschäftsverkehr (Herkunftslandprinzip) darstellen würde. Die Kommis-

sion hat außerdem geprüft, ob die Voraussetzungen für eine Ausnahme vom Verbot des 

Erlasses solcher beschränkender Maßnahmen erfüllt sind, und ist zu dem Entschluss ge-

kommen, dass dies nicht der Fall ist. Nach Ansicht der Kommission befreit die Bestim-

mung in Artikel 1 Absatz 6 der Richtlinie über den elektronischen Geschäftsverkehr die 

Mitgliedstaaten (auch dann) nicht von der Beachtung der in ihr aufgestellten Anforde-

rungen, wenn die Mitgliedstaaten Maßnahmen ergreifen, die der Förderung der kultu-

rellen und sprachlichen Vielfalt und dem Schutz des Pluralismus dienen.  

 

Der vorgeschlagene Anwendungsbereich des Medienstaatsvertrags verwendet (teilwei-

se bzw. je nach Auslegung) das Marktortprinzip und steht, wie von der EU Kommission 

hervorgehoben, mit höherrangigem EU-Recht gegebenenfalls nicht in Einklang, denn es 

gilt grundsätzlich das Herkunftslandprinzip nach der AVMD-RL, der E-Commerce-RL und 

im Bereich der Warenverkehrsfreiheit. Die Einhaltung der EU-Vorgaben ist aus Sicht der-
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jenigen im Bitkom vertretenen Unternehmen, die größtenteils und zunehmend Dienst-

leistungen im paneuropäischen Raum anbieten, von enormer Bedeutung. Die AVMD-

Richtlinie wurde überarbeitet, um den digitalen Binnenmarkt zu stärken und fortzuent-

wickeln. Diesem Gedanken wirkt es entgegen, wenn einzelne Mitgliedstaaten weit über 

die Vorgaben der Richtlinie hinausgehen und für in anderen Mitgliedstaaten niederge-

lassene Anbieter neue Regelungen aufstellen. Grenzüberschreitende Anbieter können 

dadurch vor Gestaltungsschwierigkeiten gestellt werden. So wären sie mit ein und dem-

selben Dienst verschiedenen Regelwerken unterworfen und sähen sich der Erwartung 

ausgesetzt, ihre Dienste an die spezifischen deutschen Anforderungen anzupassen. Er-

strebenswert wäre aus Sicht des Bitkom ein europaweit einheitliches Prinzip der Ver-

antwortlichkeiten.  

 

Generell gilt aber auch, dass funktionsäquivalente Dienste in vergleichbarer Weise regu-

liert werden sollten, wobei eine Ausdehnung der Regulierung auf neue Anbieter, wie die 

OTTs, statt der Ausschöpfung von Deregulierungspotenzialen – insbesondere für die be-

reits regulierten Plattformen –aus Sicht des Bitkom der falsche Weg bleibt. Der vorge-

schlagene Regulierungsansatz läuft Gefahr, dass Regulierungslücken entstehen und das 

Ziel eines Level-playing-fields damit verfehlt wird.  

 

Mit Blick auf den Medienstaatsvertrag ist es gesetzgeberisch notwendig, die benötigte 

Klarheit der Anwendbarkeit, wie bereits in Frage 3 beschrieben, vor einer Zustimmung 

durch den Landtag einer Klärung zuzuführen. Der Landtag sollte daher bevor die Zu-

stimmung erfolgt, die Landesregierung ersuchen darzustellen, wie seitens der Rund-

funkkommission der Länder mit den Bemerkungen der EU-Kommission und der Auffor-

derung, diese zu berücksichtigen, umgegangen wurde/wird und wie das Angebot der 

Kommission, für eine „enge Zusammenarbeit und Gespräche mit den deutschen Behör-

den über mögliche Lösungen für die ermittelten Probleme“ angenommen werden soll. 

 

Neben den drohenden Rechtsunsicherheiten für Anbieter, die es zu vermeiden gilt, soll-

te es auch im Interesse des Landtages sein, vor einer Zustimmung zu klären, was aus 

dieser Zustimmung und damit dem Staatsvertrag resultiert.  

 

 

11. Wie bewerten Sie die im Medienstaatsvertrag hinterlegten Grenzen für den sogenann-

ten Bagatellrundfunk? Würde diese Regelung, bedingt durch die daraus folgenden Re-

gulierungen über die Landesmedienanstalten, nicht auch massiv in die Rechte der 

streamenden Verlage und Privatpersonen eingreifen? Wo sehen Sie Vorteile bzw. Prob-

leme für die völlige Freigabe, vergleichbar mit der Zulassungsfreiheit von Audiostreams, 

von solchen visuellen Streamingangeboten? 
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Systematisch ist es nicht wünschenswert, bei der Zulassungspflicht einzelne Bereichs-

ausnahmen einzuführen. Diese sollten dann bereits bei der Definition von Rundfunk Be-

rücksichtigung finden. Generell gilt, dass funktionsäquivalente Dienste in vergleichbarer 

Weise reguliert werden sollten. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Bitkom vertritt mehr als 2.700 Unternehmen der digitalen Wirtschaft, davon gut 1.900 Direktmitglieder. Sie 

erzielen allein mit IT- und Telekommunikationsleistungen jährlich Umsätze von 190 Milliarden Euro, darun-

ter Exporte in Höhe von 50 Milliarden Euro. Die Bitkom-Mitglieder beschäftigen in Deutschland mehr als 2 

Millionen Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter. Zu den Mitgliedern zählen mehr als 1.000 Mittelständler, über 

500 Startups und nahezu alle Global Player. Sie bieten Software, IT-Services, Telekommunikations- oder 

Internetdienste an, stellen Geräte und Bauteile her, sind im Bereich der digitalen Medien tätig oder in ande-

rer Weise Teil der digitalen Wirtschaft. 80 Prozent der Unternehmen haben ihren Hauptsitz in Deutschland, 

jeweils 8 Prozent kommen aus Europa und den USA, 4 Prozent aus anderen Regionen. Bitkom fördert und 

treibt die digitale Transformation der deutschen Wirtschaft und setzt sich für eine breite gesellschaftliche 

Teilhabe an den digitalen Entwicklungen ein. Ziel ist es, Deutschland zu einem weltweit führenden Digital-

standort zu machen. 


